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II.

Geschichte des Vertrages vom 20. Juli 1853
über die Nnlegnng eines Kriegshasens an

der Jade.
Aus den Aufzeichnungen des verstorbenen Geheimen Rats Erdmann Excellenz.

Vorbemerkung . Der Abschluß des schon unter Großherzog August
vorbereiteten Vertrages vom 20. Juli 1858 über die Anlegung eines Kriegs-
bascns an der Jade ist die erste bedeutungsvolle politische That der Regierung
des hochseligcn Großherzogs Mcolans Friedrich Peter gewesen. Sie steht am
Eingang einer Regierung, die in gleichem Maße die Interessen des Landes
auf das wirksamste zu fördern und den Bedürfnissen des deutschen Vaterlandes
mit patriotischer Opfcrwilligkeit zu dienen bestrebt Jvtrr. Heute, wo die deutsche
Flotte nicht mehr der Traum einzelner kühner Patrioten ist, sondern die Welt¬
stellung Deutschlands zur See tu wachsendem Maße in sich verkörpert, wird
man umso dankbarer der Männer gedenken, die in schwerer Zeit den Grund
der späteren Entwicklung mitgelegt haben.

Wir frcncn uns daher, aus dem seht im Großherzoglichen Haus- und
Eentralarchive befindlichen Nachlaß des weiland Geheimen Rats Erdmann
pp 1898), aus dem bereitst im 0. Bande des Jahrbuches die Geschichte der
politischen Bewegungen in Oldenburg im Mürz und April 1818 veröffentlicht
wurde, im folgenden seine Aufzeichnungen über die Geschichte des Kriegshafen-
vertragcs Mitteilen zu können. Ihr Verfasser(vgl. über ihn A. Rüder, Theodor
Erdmann, Großherzoglich Oldenburgischer Geheimer Rat, Excellenz. Ein bio
graphischer Versuch. Oldenburg 1895) vermochte hier um so mehr aus der
ersten Quelle zu schöpfen, als er an dem Abschluß des Vertrages persönlich in
hervorragender Weise beteiligt war. Diese Thätigkeit Erdmanns geht zurück
aus die Bestrebungen, die in den Rcvolutionsjahren 1848 und 1849 sür die
deutsche Flotte mit hinreißender Begeisterung einsetzten, um schließlich so kläglich
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zu scheitern ; auch über seine Beteiligung an diesen Dingen , denen er durch ein
dauerndes Kommissorium sür Marine - Angelegenheiten amtlich nahe stand , hat
er unter dem Titel „ Erinnerungen an die erste deutsche Flotte " sehr umsang¬
reiche und interessante Auszeichnungen hinterlassen , die zuerst von dem Admiral
Bätsch in seinem Buche „ Deutsche Seegras . Ein Stück Reichsgeschichte ( 1892 )"
benutzt worden sind , aber unbedingt auch eine Veröffentlichung im Zusammenhänge
verdienen , die wir späteren Heften des Jahrbuches Vorbehalten . Schließt dieser
Teil seiner Erinnerungen mit einem Trauerspiel ab , so kündigt dagegen die
Geschichte des Kriegshafenvertrages , auf den die Entstehung Wilhelmshavens,
nach den unten mitgeteilten Worten des Prinzen Adalbert „ das Hauptfundament
der neuen Flotte " gegründet ist, schon das Morgenrot einer besseren Zeit an.

Die Redaktion des Jahrbuchs.

Aie wichtigsten und erfolgreichsten aller Koininissionsgeschüfte,
womit ich betraut worden bin , waren die Verhandlungen wegen

der Anlegung eines preußischen Kriegshnfens an der Jade und
wegen Wiedererwerbung der Gräflich Aldenburg - Bentinckschen
Familien -Fideikommiß -Besitzungen für Oldenburg . Sie haben mir
während der Jahre 1852 — 1854 außerordentlich viel Mühe und
Arbeit gemacht , dafür aber auch eine so entschiedene allgemeine
Anerkennung meiner Mitwirkung zur Erreichung der gewonnenen
Vertrags -Ergebnisse eingebracht , daß ich dadurch für meine pflicht¬
müßigen Anstrengungen überreichlich belohnt bin und mit Befriedigung
auf die überwundenen Schwierigkeiten zurückblicken kann.

Die Verhandlungen wegen der Anlegung eines preußischen
Kriegshafens an der Jade knüpften sich an die Agonien der deutschen
Flotte.

Als im Jahre 1848 die deutsche Reichsgewalt die Gründung
einer deutschen Marine begann und die Anlage eines Kriegshafens
in Aussicht nahm , erkannte die Großherzogliche Regierung die in
mehrfacher Beziehung außerordentlich große Wichtigkeit des Kriegs-
Hafens für das hiesige Land , erfaßte den Gegenstand mit dem
lebhaftesten Interesse , und gab sich die größte Mühe , die Wahl des
Platzes für die Anlage auf Fährhuck bei Heppens zu lenken . Ich
war landesherrlicher Kommissar für die Marine -Angelegenheiten lind
hatte mich in dieser Eigenschaft bei den gedachten Bestrebungen
wesentlich zu beteiligen . Dies brachte mich in den Jahren 1849
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und 1850 . während eines langen dienstlichen Aufenthalts des
damaligen General - Sekretärs des Reichs - Marine - Ministeriums,
Preußischen Schuldirektors a . D . Kerst , in Oldenburg , mit demselben
in vielfache geschäftliche Berührung . Nachdem die Seifenblase des
Deutschen Reichs geplatzt und der Bundestag wieder eingesetzt war,
nahm Kerst seinen Wohnsitz in Berlin und blieb ich init ihm in
freundschaftlicher Verbindung.

In Berlin bestrebte er sich nun , auf die ihm sehr am Herzen

liegende maritime Wehrhaftmachung Deutschlands durch eine preußische

Flotte hinzuwirken , und auf die Möglichkeit aufmerksam zu machen,
den dazu notwendigen Nordseehasen an der Jade anzulegcn . In

fortgesetzter Korrespondenz von mir zur weiteren Verfolgung des

Gedankens ermuntert , gelang es ihm , den beim Berliner Polizei-

Präsidium angestellten äußerst geschulten , gewandten und rührigen

Regierungsrnt Gaebler dafür zu gewinnen , der aus einer früheren

Beschäftigung das Ohr und das Vertrauen des Minister -Präsidenten

Freiherrn von Manteuffel besaß , und in der Unterstützung des

Projekts , worin er ein zu wesentlicher Beförderung der Machtstellung,

des politischen Einflusses und der Handelsinteressen Preußens ge¬
reichendes Unternehmen erkannte , zugleich das Mittel erblickte , seinem

großen Ehrgeize für ein ausgezeichnetes Emporkommen im Dienste

Bahn zu brechen . Der Regierungsrat Gaebler bewog dann im

Juni 1852 den Minister -Präsidenten , den am Großherzoglichen

Hofe akkreditierten Grafen von Nostitz nach Oldenburg zu senden,

um vorläufig zu erkunden , ob die Großherzogliche Regierung überall

geneigt sei , auf Verhandlungen wegen Anlage eines preußischen
Kriegshafens an der Jade einzugehen.

Das Großherzogliche Staatsministerium , welchem die möglichste
Förderung des Projekts sowohl im allgemeinen deutschnationalen

als auch im partikular oldenburgischen Interesse zu liegen schien,

antwortete dem preußischen Gesandten im allgemeinen bejahend,
machte indeß dabei bemerklich , daß es in betracht des Standes der

damals schwebenden Verhandlungen über die Vereinigung der
Steuervereinsstaaten mit dem Zollverein geraten sein dürste , die

Sache unter sorgfältiger Geheimhaltung für jetzt noch auf sich be¬

ruhen zu lassen , weil die Königlich Hannoversche Regierung der
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Ausführung des Plans, sobald er ihr bekannt geworden, uiiziveifelhaft
auf jede Weise Hindernissez» bereite» suchen werde, auch die in
Aussicht genommene Rekonstruktion und Erweiterung des Zoll¬
vereins leicht dadurch gefährdet werden könne.

Ter Graf Rostitz anerkannte dies Bedenken als gegründet,
allein die für de» Plan begeisterten Direktor Kerst und Regiernngs-
rat Gaebler wollten keinen Aufschub und brannten vor Begierde,
die Verhandlung unverzüglich zu beginnen. Der letztere wusste
ihnen den Auftrag dazu vom Minister-Präsidenten zu verschaffen,
und noch im Juni schrieb der Direktor Kerst mir in grosser Selbst¬
zufriedenheit, er sei mit einer Mission nach der Nordseeküste betraut,
wünsche sich mit mir wegen des Jade-Kriegshafens zu besprechen,
hoffe dabei aus meine Unterstützung. Die Groschcrzogliche Re¬
gierung fand nun, daß, wenn man prenßischerseits eine jetzige
Eröffnung der Verhandlung über Anlage des Kriegshafens wünsche,
solche immerhin unter vorausgesetzter strengster Geheimhaltung ge¬
schehen möge, und ermächtigte mich demnach zu der vom Direktor
Kerst gewünschten Besprechung.

Dieser traf sodann am 10. August in Oldenburg ein, be-
zeichnete den hier noch niemanden bekannten Rcgierungsrat Gaebler,
der ihm in einigen Tagen folgen lverde, als Mitkommissar und
Vertrauten des Minister-Präsidenten, und erklärte: sein ostensibles
Geschäft bestehe in einer Besichtigung der Schiffe der deutschen Flotte
behufs deren etwaigen Ankaufs für Preußen, und dasjenige des
Regierungsrats Gaebler beziehe sich auf Auswanderungs-Angelegen¬
heiten, ihrer beider eigentlicher Auftrag aber betreffe die Anlage
eines preußischen Kriegshafcns an der Jade. Das tiefste Geheimnis;
decke den Plan, um den in Berlin nur der König, der Prinz
Adalbert von Preußen und der Minister-Präsident wüßten. Preußen
wünsche das zur Kriegshafen-Anlage und zu den Befestigungswerken
erforderliche Areal bei Führhuck zu erwerben, und wolle eine
Eisenbahn zur Verbindung des Kriegshafens mit der Köln Mindener
Eisenbahn bauen. Man gehe in Berlin von der Annahme ans,
der Großherzoglichen Regierung nur dann die nötige Gebietsabtretung
antragen zu dürfen, wenn dafür eine Natural-Entschüdigung an-
gebotcn werden könne, und beabsichtige zu den; Endzwecke, eine
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gütliche Erledigung des Gräflich Bentinck 'schen Erbfolgeprozesses
über die Aldenburg -Bentinckschcn Foimlienfideikommiß Besitzungen
dergestalt zu vermitteln , daß Preußen die dazu gehörende Herrschaft
Kniphausen von den streitenden Parteien erwerbe und dieselbe dann
an Oldenburg gegen das zum Kriegshafen erforderliche Areal ver¬
tausche . Sobald er davon vergewissert sei, daß die Grvßherzogliche
Regierung dem Plane beistimme , werde er die betreffenden Ver¬
handlungen mit der Gräflich Bentinckschen Familie unverzüglich
beginnen.

In Oldenburg hatte man bis dahin an die Möglichkeit , mit
dem gewünschten Kriegshafeu zugleich eine Beendigung der Miß-
stündc und Widerwärtigkeiten zu erlangen , welche der Großherzog¬
lichen Regierung ans den Gräflich Bentinckschen Erbfolgestreitigkeiten
unaufhörlich erwuchsen , und überdies sogar die Herrschaft Kniphausen
zu bekommen , überall nicht gedacht . Die durch die Mittheilung
des Direktors Kcrst dazu eröfsnete Aussicht war daher eine höchst
erfreuliche Überraschung . Daß sie zu erfassen und bestens zu be¬
nutzen sei, sagte sich von selbst. Um so mehr , als , wenn überhaupt
von einer Entschädigung für das zum Kriegshafen herzugebende
Areal die Rede sein sollte , offenbar die Herrschaft Kniphausen ein
unbedingt sehr geeignetes Entschüdigungsobjekt war . Dabei ließ
sich jedoch zugleich nicht verkennen , daß die Absicht Preußens,
zuerst die Herrschaft Kniphausen von der Gräflich Bentinckschen
Familie zu kaufen und dann zu versuchen , sich mit Oldenburg über
einen Austausch derselben gegen das Kriegshafengebiet zu ver¬
ständigen , etwas Bedenkliches habe , indem einesteils ein preußischer
Ankauf Kniphausens voraussichtlich große Aufmerksamkeit erregen
und zu argwöhnischer Betrachtung Anlaß geben werde , anderen¬
teils darin die Gefahr eines für Oldenburg keineswegs wünschens¬
werten Überganges der Herrschaft von der Gräflich Bentinckschen
Familie in den bleibenden Besitz Preußens liege . Ich antwortete

-daher dem Direktor Kersb : Die Großherzogliche Negierung werde
sich wohl auf das Projekt einlassen , allein die in Aussicht ge¬
nommene Art und Weise des Verfahrens sei schwerlich der geeignete
Weg zur Erreichung des Ziels , da er die notwendige Geheimhaltung
der Sache aufs äußerste gefährde und ein preußischer Ankauf der
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Herrschaft Kniphausen zwar dein Könige ein der Suzeräuität des
Großherzogs unterworfenes Ländchen verschaffe, aber noch nichts
darüber entscheiden könne, ob eine Einigung Preußens mit Olden
bürg über Abtretung oldenbnrgischcn Gebiets zur Anlage eines
preußischen Kriegshafens zu stände kommen werde. Dagegen lasse
sich umgekehrt eine solche Einigung auch ohne Kniphausen mittelst
irgendwelcher anderer Entschüdigungsgegeustäudeimmer noch denken.
Es scheine demnach entschieden zweckmäßiger, das Weitere mit einer
Verhandlung über die Kricgshajen Anlage anzufangcn, wobei ja die
sich allerdings ganz besonders und vorzugsweise empfehlende Er¬
werbung der Herrschaft Kniphausen gehörig mit berücksichtigt werden
könne.

Nachdem dies dem Direktor Kerst eingängig gemacht war
und er erklärt hatte, man werde, wenn die Großherzogliche Re¬
gierung es für angemessen halte, die Berhandlung über den Kriegs¬
hafen die erste sein zu lassen, in Berlin nichts dawider haben—
berichtete ich an das Großherzogliche Staatsministerium. Dasselbe
genehmigte meine Auffassung und beauftragte mich, als Entschädigung
für das von Oldenburg an Preußen zum Kricgshafen abzutreteude
Gebiet die Herrschaft Kniphausen in der Weise zu fordern, daß sie
von der Gräflich Bentinckschen Familie direkt an Oldenburg über¬
gehe, und für den Fall, wenn Preußen Kniphausen nicht sollte liefern
können, anderweitige äquivalente Entschädigungen zu bedingen. Es
fanden hierauf einige weitere Besprechungen über die Hauptgrnnd-
lagen des abzuschließenden Vertrags mit dem Direktor Kerst statt,
bis am 14. August der Ncgieruugsrat Gaebler ebenfalls in Olden¬
burg eintraf. Nun ergab sich aber, daß die preußischen Kommissare
nur zu Verhandlungen mit der Gräflich Bentinckschen Familie er¬
mächtigt waren, ihnen dagegen eine Vollmacht zu Verhandlungen
mit Oldenburg über die Anlage eines Kriegshafens an der Jade fehlte.
Sie wurden daher aufgefordert, solche zunächst zu liefern. Zu dem
Ende reiste der Negierungsrat Gaebler am 15. August nach Berlin
zurück. Der Direktor Kerst begab sich gleichzeitig nach Holstein,
woselbst er bei einem Freunde inzwischen verweilen wollte.

Der Regierungsrat Gaebler kam schon am 19. von Berlin
wieder. Er brachte eine vom Freiherr» von Manteuffel als Minister-
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Präsident und Minister der auswärtigen Angelegenheiten auf den

Regiernngsrat Gacbler und den Direktor Kerst ausgestellte Voll¬
macht mit , welche dieselben ermächtigte , mit der Großherzoglich

Oldenburgischen StaatSregiernng wegen Abtretung eines Gebiets

zur Anlegung eines Kriegshafens am Jadebusen an die Krone

Preußen z» unterhandeln und eventuell einen desfallsigen Vertrag

unter Vorbehalt der Genehmigung abznschlicßen . Bei Überreichung

derselben erklärte er sich für ihren eigentlichen Träger ; der Direktor

Kerst sei ihm nur bcigegeben , lim ihn - in Oldenburg cinzuführen und

über technische Frageil Auskunft zu ertheilen . Auf den diesseits

erhobenen Zweifel , ob nicht die Vollmacht vom Könige hätte voll¬

zogen sein müssen , ward erwidert : sie sei in richtiger Form ; der

Minister Präsident bevollmächtige zur Verhandlung und der König

ratifiziere das Verhandelte . Das Großherzogliche Staatsmiiiisteriilin

ließ diese Antwort gelten und erteilte mir seinerseits eine gleiche

Vollmacht.
Der Regiernngsrat Gaebler lind ich traten jetzt sofort zu¬

sammen . Die Verhandlung ward in täglichen lebhaften , bis tief in

die Nacht hinein fortgesetzten Konferenzen dergestalt gefördert , daß

ich schon am 24 . August die Ergebnisse derselben in einer Zu¬

sammenstellung der hauptsächlichen Punkte dem Großherzoglichen

Staatministerülm vorlegen konnte . Nachdem dieses dieselben ge¬

nehmigt hatte , und inzwischen auch der Direktor Kerst wieder in

Oldenburg eingctroffcn war , nahm die Verhandlung mit den beiden

preußischen Kommissaren ihren Fortgang . In der Nacht vom 2 . auf

den 3 . September war eine sachliche Einigung über alles erreicht
und eine vorläufige Redaktion des Vereinbarten in der Form eines

Hauptvertrages , eines Separatvertrages und besonderer Zusatzartikel
vollendet.

In dem Hanptv ertrag  e trat Oldenburg an Preußen 552

Jück au der westlichen und 4 Jück an der östlichen Mündung des

Jadelmsens (Art . 4 . 6 ) nebst dem angrenzenden Wassergebiet , so wie

für den Fall der Anlegung eines Festungswerks auf der Jade -Plate

Feldsteert auch den hierzu nötigen Raum (Art . 6 ) mit der Staats¬

hoheit und dem Privateigentum über die darin belegenen Groden

und Watte , soweit solches dem Staate zustand , ab , versprach die
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nach der Preußischen Flotten-Statiou bestimmten oder von dort
herkommcndeu Schiffe frei und unbeschwert ans der Jade fahren zu
lassen (Art. 16), und räumte Preußen ans der Reede zwischen der
Heppenser Ecke und der Eckwarder Hörne das Recht der Marine
Polizei (Art. 17), sowie nach und von den abgetretenen(Gebiets¬
teilen die notigen Militärstragen ein (Art. 22). Dagegen verpflichtete
sich Preußen:

1. Alle oldenburgischcn Schiffe und den oldenburgischen See¬
handel durch die preußische Kriegsmarine überall ebenso zu
schützen und zu verteidigen, wie preußische Schiffe (Art. 1).

2. Die oldenbnrgische Küste gegen feindliche Angriffe von der
Wasserscite, so oft Oldenburg es beantrage, zu schützen
(Art. 2).

3. Im Jadcbnsen eine Flotten-Statiou herznstcllen und zu
unterhalten (Art. 3. 10).

4. Tie Handelsschiffahrt in dem abgetretenen Wassergcbiet
weder mit Abgaben zu belaste» noch sonst zu erschweren(Art. 12).

5. Die auf der Jade bis zur offenen See erforderlichen Tonnen,
Baaken, Leuchtfeuer und sonstigen Schiffahrtszeichen, mit
Ausnahme derer auf der Insel Wangerooge, hcrzustellen
und zu unterhalten, ohne dafür irgendwelche Abgaben zu
erheben(Art. 18).

6. Eine Ehaussee von der Barel-Jeverschen Ehaussee nach dem
Marine-Etablissement gleichzeitig mit dein Bau desselben,
und eine Eisenbahn von dem Marine-Etablissement über
Barel und Oldenburg in südlicher Richtung, zum Anschluß
an die Köln Mindener Eisenbahn, sobald Preußens Finanz-
Verwaltung es irgend gestatte, zu bauen (Art. 22—23.)

Außerdem regelte der Vertrag die persönlichen Verhältnisse
der Bewohner der abgetretenen Gebietsteile (Art. 8), die Modali¬
täten der Übergabe der letzteren(Art. 6), die Teich-, Siel-, Kirchen-,
Schul- und Armen-Nngelegeuheiten sowie verschiedene Ncbenpunkte
(Art. 8, 13—15, 27. 28), und bestimmte eine gegenseitige Ver¬
bindlichkeit Preußens und Oldenburgs, die vorznuehmenden Ufcr-
und Wasserbauten solchergestalt auszuführen, daß das Teichschntz-
und Abwüsserungsspstem nicht gefährdet, desgleichen die Verschlickung
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des Fahrwassers der Jade , des preußischen Marine -Etablissements
und der oldenbnrgischen Häfen nicht gefördert würde (Art . 26 ). ^

In dem Separat Vertrage,  der nicht veröffentlicht werden
sollte , übernahm Preußen die Verpflichtung , sich zu bemühen , den
Streit der Gräflich Bentinckschen Familie über die Erbfolge in den
Gräflich Aldenburgischen Fideikommißbesitznngen zu erledigen und
zu bewirken , daß die dazu gehörende (!) 1!)5 Jüek große ) Herrschaft
Kniphauscn mit allen landesherrlichen Rechten und Gerechtigkeiten,
insbesondere mit dem Eigentum sämtlicher darin belegencr Domanial-
grundstücke (1350 Jüek ) und Dvmanialgefülle , von den streitenden
Teilen gegen eine ihnen von Preußen zu leistende Entschädigung
schuldenfrei a» Oldenburg übergehe (Art . 1 - 3) , eventuell an
Oldenburg

a . nach Wahl der Großherzoglichen Regierung entweder ein
Gebiet im Anschluß an das Fürstentum Birkenfeld mit
Netto - Erträge » gleich denen der Herrschaft Kniphause»
(d. h. reichlich 20 000 -r/ ) abzutreten , oder statt solcher
Gebietsabtretung eine den Netto - Ertrügen der Herrschaft
Kniphause » entsprechende Kapitalabfindung zu bezahlen und

b. außerdem eine Barsumme vou 100 000 zu entrichten
iArt . 4 ).

Die Zusatz - Artikel fügten noch einuze nähere Bestimmungen
über Zahlungsfristen und Berechnungen nebst dem Versprechen
Preußens hinzu , zur Ermöglichung der Ausführung der Eisenbahn
alle Bemühungen bei der Königlich .Hannoverschen Regierung an¬
zuwenden , um diese zu bestimmen , die Durchführung der Bah»
durch das hannoversche Gebiet zu gestatten.

Bei der Verhandlung hatten der Umfang der vldenburgischen
Gebietsabtretung , die unmittelbare Entschädigung dafür , und die
Bestimmung über die Ausführung der Eisenbahn die meisten
Schwierigkeiten gemacht . In betreff des von Oldenburg an Preußen
abzutretenden Gebiets ward sie dadurch sehr verweitlüufigt und
erschwert , daß der Direktor Kerst unbesonnenerweise dem Groß-
herzogc gleich anfänglich das vier - bis fünffache des ungefähr
17 Jück großen Klippkanner Grodens (etwa 70 — 85 Jüek ) als zur
Anlage des Kriegshafens ausreichend genannt , nach Berlin hin
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dagegen , wo man ebensowenig wie in Oldenburg wusste, wie viel
Areal wirklich notwendig sei, die von den (Gemeinden Heppens nnd
Neuende gebildete Ecke des Jeverlandes (d. h. 4875 ) Jück > als
efforderlich bezeichnet nnd auf diese Weise von vornherein eine
Verschiedenheit der desfallsigen Auffassungen veranlaßt hatte , welche,
da Oldenburg die Gebietsabtretung nur mit möglichster äußerster
Beschränkung leisten , Preußen vollkommen genügenden Raum zur
Anlage eines in großartigem Maßstabe projektierten Marine -Etablisse¬
ments haben wollte , nach vielen langen Diskussionen schließlich in
der Pertragsbcstimmnng kaum eine die preußischen Kommissare
notdürftig befriedigende Ausgleichung fand . Hinsichtlich der Ent¬
schädigung für die Gebietsabtretung kamen insbesondere die fragen:
ob Preußen an Oldenburg init der Herrschaft Kniphansen auch das
Privateigentum der dortigen Domanial - Besitzungen nnd -Gefälle
zu gewähren habe ? ob Preußen sich unbedingt oder nur bedingt
verpflichten könne nnd müsse , die Herrschaft Kniphansen an Olden
bürg zu liefern ? wie die eventuelle anderweitige Entschädigung
Oldenburgs zu bestimmen und in welchen Formen der Besorgnis
vorzubeugen sei, daß ein Bekanntwerden der Intentionen Preußens
die Familie Bentinck veranlassen möchte , auf eine Veräußerung der
Herrschaft Kniphansen überall nicht einzugehcn ? erst durch weit¬

läufige Erörterungen nnd Debatten znin Abschluß . Anlangend endlich
die Eisenbahn gab ich mir die äußerste Mühe , die Preußischen
Kommissare zu bewegen , die ganze oder wenigstens teilweise Aus¬
führung derselben innerhalb bestimmter Frist zuzusichern , ohne jedoch
mehr als die Vertragsbestimmungen erreichen zu können , welche,
wie jene glaubhaft behaupteten , vollkommen ausreichten , um Olden¬
burg die Eisenbahn bald zu verschaffen , da Preußen immer Ge¬
legenheit habe , die hannoversche Regierung zur Durchlassung der
Bahn durchs dortige Gebiet zu bestimmen , und sich doch nicht
bankerott erklären könne , während es ihnen unmöglich sei, ein
mehreres zu versprechen , weil sonst der Handelsminister und der
Finanzminister ins Geheimnis gezogen werden müßten , hiermit aber
die ganze Sache verloren sein würde.

Die Grvßherzogliche Regierung war mit den Ergebnissen der

Verhandlungen höchst zufrieden . Nachdem ich die preußischen
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Kommissare benachrichtigt hatte , das; die Vereinbarungen diesseits
zur (Genehmigung geeignet befunden seien, eilten sie am 7. September
nach Berlin zurück, um dort die gleiche Genehmigung zu bewirken,
an deren Erlangung sie, wie sie versicherten , nicht im mindesten
zweifelten.

Das Groscherzvgliche Staatsministerinm teilte diese Zuversicht
nicht , indem cs die Bestimmungen der Verträge zu günstig für
Oldenburg hielt , um nicht besorgen zu müssen , das; man in Berlin
nicht geneigt sein werde , dieselben einzugehcn . Um die Überwindung
der befürchtete » Schwierigkeiten zu erleichtern , schrieb der Groß¬
herzog dem Könige : er sei, obwohl der Abtretung von Hoheits¬
rechten im Herzeil Oldenburgs manche Bedenken entgegenständcn,
dennoch bereitwillig ans die Vorschläge Preußens eingegangen , weil
er darin die Anfänge einer maritimen Bedeutung Deutschlands
erblicke und der .Hoffnung lebe, das; das neue Band , welches zwischen
Preußen und Oldenburg geknüpft werden solle , zum Segen beider
Länder gereichen und das Wohl Deutschlands fördern werde.

Es ergab sich bald , daß das Großhcrzogliche Staatsmini
steriuin nicht geirrt hatte und die Genehmigung der von den
preußischen Kommissaren gemachten Zugeständnisse in Berlin , wo
ein von romantischen Anschauungen erfüllter König thronte , das
Staatsministerium aus heterogenen Bestandteilen zusammengesetzt
war , dem Präsidenten desselben alle Energie fehlte , und infolge
dieser Zustände die Jntriguen verschiedener Parteien in der ver-
schlungensten Weise gegen einander wirkten , nicht so leicht zu er¬
langen war , ivic jene in einem Enthusiasmus für die Sache gemeint
hatten , der sie übersehen ließ , das; sich in den dortigen maßgebenden
Kreisen für die Flotte außer dem Prinzen Adalbert kaum irgend
eine gewichtige Persönlichkeit interessierte ; der Minister - Präsident
war für den Gedanken eines Kriegshafcns an der Jade eigentlich
nur durch die Vorstellung gewonnen , daß darin ein Mittel liege,
seinen Einfluß auf den König gegen die mächtige Kreuzzeitungs¬
partei , mit der er politisch verfeindet war , durch eine glänzende
That zu verstärken ; beim König selbst hatte die Idee hauptsächlich
deshalb so viel Anklang gefunden , weil die ihm dabei zugedachte
Vermittlung des Gräflich Bentinckschen Erbfolgestreits ihn anzog,
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und die ganze Verhandlung war van ihnen ahne Instruktion nach

eigenem Ermessen ans Grund einer Vollmacht des Minister -Präs»

deuten geführt , welche dieser , ohne sich irgendwie eingehend mit dem

(Gegenstände bekannt geinacht zu haben , ausgestellt hatte . So fliehen

denn die preußischen Kommissare , ganz wider ihr Erwarten , mit

dem Vertrage ans Lauheit , Bedenken und Widerspruch . Die Be¬

kämpfung der demselben hieraus entgegcntretenden grosse » Schwierig¬

keiten erforderte eine beharrliche äußerste Anstrengung , und die

Versicherung des Regierungsrats Gaebler , das ; deren schlicßliche
Überwindung nur mit Hülfe seiner Gewandtheit möglich gewesen

sei, ist durchaus glaublich . Der derben Ehrlichkeit des Direktors

Kerst , dem überdies alle dazu notigen Verbindungen fehlten , war

es nicht gegeben , in ähnlicher Weise für die Sache zu wirken . Sie

fiel ihm daher allmählich ganz ans den Händen und dem alleinigen
Betriebe seines Kollegen anheim.

Ihr Gang war , abgesehen von verschiedenen Zwischcnverhand

lungen über Nebenpunkte , vorgesehenen Eventualitäten für nicht

eingetretene Kille , der Hauptsache nach folgender.

Anfänglich schien sich in Berlin alles sofort nach Wunsch

gestalten zu »vollen . Der Minister Präsident nahm den Vertrag

beifällig auf , versicherte die große Bedeutung des Gegenstandes zu

beprüfen , hatte zwar Zweifel darüber , ob der König im Kille des

Mißlingens einer Erwerbung der Herrschaft Kniphausen sich dazu

verstehen werde , Land und Leute für das Kriegshafengebiet abzu¬

treten , erklärte jedoch Willens zu sein , die Sache trotz der mancherlei

Schwierigkeiten , die sich ihm entgegcnstellcn würden , dnrchzuführen,

besprach auch schon mit den » Regierungsrat Gacbler die Förmlichkeiten

des Abschlusses ; der Prinz Adalbert war von dem Vertrage entzückt

und verhieß beim Könige für dessen Genehmigung bestens zu wirken;

der König selbst äußerte sich auf die erste ihn » vom Minister -Prä

scheuten über den Vertrag in allgemeinen Zügen gemachte Mitteilung

ebenfalls erfreut und zu dessen Ratlfikativn bereit , dankte dem

Großherzoge in einen » eigenhändigen Briefe für sein bereitwilliges

Eingehen auf die Wünsche Preußens und beschloß ihm einen Besuch
zu machen . Als aber der Minister -Präsident später dem Könige

über die Einzelheiten des Vertrages näher referierte , erklärte der
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König , im Hinblick auf die beträchtlichen Geldsumme » , deren Ans

bringung dabei in Frage stand , er könne nicht ratifizieren , ohne den

Fiuanzminister von Bvdelschwingh znznzichen , und damit war die

Sache miss äußerste gefährdet . Denn der Finanzminister war ein

eifriger Anhänger der KreuzzeitungS -Partei , die eine Entwickelung
der Marine nicht wollte , hatte von der politischen Bedeutung eines

Nordsee -Kriegshafens keine Idee , sah in der Anlage eines solchen

nur die Ausgabe , und mißgönnte überdies dem Minister -Präsidenten

den Ruhm eines Vertrages , bei dessen Verhandlung die preußischen

Kommissare , nach seiner Ansicht , viel zu weit gehende Konzessionen

gemacht und über den Interessen Oldenburgs diejenigen Preußens

ganz ans den Augen verloren hatten . Er widerriet demnach ganz

entschieden die Genehmigung des Vertrages.

Ter Regierungsrat Gaebler schrieb mir in höchster Erregung

und Entrüstung über diesen Querstrich durch seine Rechnung , er
werde alles daran setzen , um den Vertrag dennoch durchzubriugen.

Ich suchte ihn in dieser Absicht durch die Hinweisung noch mehr
zu befestigen , daß die Erwirkung der Ratifikation desselben Ehren

sache für ihn sei, und überhaupt fremde Staaten schwerlich geneigt

bleiben könnten , mit preußischen Bevollmächtigten Verträge zu unter

handeln , wen » nicht von vornherein vorausgesetzt werden dürfe,

daß derselbe politische Gedanke , der die Vollmacht diktiert habe,

auch für die Genehmigung des Verhandelten maßgebend sein werde.

Der Regierungsrat Gaebler trieb nun den Minister - Präsidenten
von neuem zu der Erklärung , den Vertrag „ trotz seines dickköpfigen

westfälischen Kollegen " durchsetzen zu wollen , und zur Benutzung

seines Einflusses beim Könige für die Sache mit solchem Erfolge,

daß dieser , als er am 25 . September in Rastede eintraf , des Grvß-

herzogs Frage , ob er an dem Vertrage noch etwas auszusetzen

habe , verneinte , denselben „vortrefflich " nannte , die ganze An

gelegenheit als sachlich erledigt behandelte , und wegen des weiteren
bemerkte , der Vertrag müsse rasch vollzogen , daun aber unter Be¬

wahrung des strengsten Geheimnisses zurückgelegt werden , bis nach
vorgüngiger Beendigung der Verhandlungen über die Vereinigung

der Steuervereinsstaaten mit dem Zollverein und der Rekonstruktion des

letzteren der zur Publikation geeignete Augenblick gekommen sein werde.
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Nach diesen Äußerungen hielt man in Oldenburg die nun¬
mehrige unverzügliche Ratifikation des Vertrages für gesichert.
Allein die Spaltungen im Preußischen Ministerium, die Schwache
des Minister-Präsidenten und das unschlüssige Schwanken des
Königs ließen es zu nichts kommen. Der Minister-Präsident
wagte es nicht, die Sache an das Staatsnüuisteruun zu bringen,
weil er unsicher war, dort eine Majorität für dieselbe zu erlangen,
und er mit Recht ihre nach Lage der Verhandlungen über die
Rekonstruktion des Zollvereins notwendige Geheimhaltung für zu
sehr gefährdet hielt; sein Bemühen, die Entlassung des Finanz¬
ministers zu bewirken, mißlang, und den Kampf mit demselben
scheute er. So geriet die Angelegenheit alles diesseitigen Drängens
sowie aller Anstrengungen des Regierungsrats Gaebler beim Minister
Präsidenten und beim Prinzen Adalbert von Preußen ungeachtet ganz
ins Stocken. Darüber starb der Großherzvg Paul Friedrich August am
27. Februar 1853. Ties Ereignis war indes ohne Einfluß aus die Lage
der Verhältnisse, da der nachfolgende Großherzog Nirolaus Friedrich
Peter bereits an der Leitung des Gegenstandes teilgeuouunen hatte
und dabei vollständig in den Ansichten seines verewigten Vaters staud.

Ter Stillstand der Sache war niemanden unangenehmer und
widerwärtiger wie dem Regierungsrat Gaebler. Er war in Ver¬
zweiflung, erkannte, daß allen Umständen nach aus ihr nur dann
etwas werden könne, wenn der Finanzminister überall nicht weiter
befragt werde, zugleich aber auch, daß sein Einfluß auf den Minister-
Präsidenten nicht ansreiche, um denselben zu einem energischen
Vorgehen in solchen» Sinne zu bewegen. Zu dem Ende wagte er,
nachdem der Vertrag über die Fortdauer und Erweiterung des
Zollvereins am 4. April 1853 abgeschlossen und allseitig ratifiziert
war, den Geheimen Kabinettsrat Niebuhr, der in einem besonderen
Jntimitärsverhültnisse zum Könige stand, und den Prinzen von
Preußen, dessen Wort beim Könige von großem Gewichte war, ins
Geheimnis zu ziehen, und zu versuchen, den ersteren, obwohl er
zur Kreuzzeitungs-Partei gehörte, durch die Aussicht auf ein von
ihm zur Sicherung seiner Dienststellung gewünschtes unmittelbares
Referat, den letzteren durch Gründe der Staatsraison für den Vertrag
und dessen Unterstützung zu gewinnen.
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Ties gelang und führte zum Ziele. Beide erwärmten den
König von neuem für die Sache, der Prinz von Preußen stellte
dem Minister-Präsidenten die Durchführung des Vertrages als
(5'hrenpunlt hin, und letzterer ermannte sich, gestützt ans das Zu¬
reden des Prinzen, zu dem Entschlüsse, die Berantwvrtlichkeit für
den Vertrag auch in finanzieller Hinsicht übernehmen und dem
Könige Vorschlägen zu »vollen, den Abschluß desselben ohne weitere
Berichtsforderung oder sonstige Zuziehung des Finanzministers zu
befehlen. Nun verfaßte der Regierungsrat Gaeblcr einen den Ab¬
schluß des Vertrages beantragenden Bericht des Minister-Präsidenten
a» de» König nebst einer den Vorschlag genehmigenden königlichen
Kabinettsordrei der Minister Präsident hielt in einem dazu abgc-
warteten Augenblicke günstiger Stimmung des Königs seinen Vor¬
trag, legte dabei die bereit gehaltenen Elaborate vor und erlangte
dessen Unterschrift der Ordre.

Es blieb jetzt noch eine Verständigung über zwei Punkte nötig.
Einesteils nämlich hatte man in Oldenburg schon bald nach

Genehmigung des Vertrags-Entwurfs bemerkt, daß die Fassung des¬
selben hinsichtlich der Ufer- und Wasserbauten für Preußen die
Möglichkeit offen lasse, um nur in Betreff der Strecke vvn Marien
siel bis Rüstringersiel im Interesse des Kriegshafens liegende
und zulässige Einwirkung ans die Tcichschich und Uferwcrke im
ganzen Jadebusen in Anspruch zu nehmen, und die hierin enthaltene
Gefahr für Oldenburg, bei Vornahme derselben preußischerseits
gehindert oder aufgchalteu zn werden, durch eine genauere Redaktion
klar gestellt werden müsse. Eine solche war daher sofort nach¬
träglich vorgeschlagen worden. Da aber Preußen dem Vorschläge
das Verlangen einer sich auf den ganzen Jadebusen erstreckenden
Cognition über die Anlage» von Dcichschutz- und Uferwerken ent¬
gegensetzte, so war daraus eine sehr weitläufige Korrespondenz
erwachsen. Diese ward nun fortgesetzt und endete schließlich, nachdem
oldenburgischerseits der gestellte Antrag zur onnckitic, sino gus non
gemacht war, mit dessen Annahme.

Anderenteils kam man in Berlin .darauf zurück, daß
Oldenburg, wenn Preußen nicht imstande sein würde, die Herr¬
schaft Kniphausen zu liefern, die Entschädigung für das zum Kriegs

Jahrb . f. Oldcnb. Gesch. IX. 4
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Hafen abgetretene Gebiet nicht nach seiner Wahl in Land oder
Geld , sondern mir in Geld solle verlange » können . Der König
selbst schrieb einen ausführlichen Brief an den Großherzog , » in ihn
bestimmen , ans das Wahlrecht , welches der Vertrags -Entwurf
Oldenburg zugcdacht hatte , zu verzichten , und sich eintretcnden Falls
zur Annahme der Entschädignng in Geld herbeiznlassen . Hierauf
ivard diesseits mit Rücksicht am die Wahrscheinlichkeit , das; es zu
der Eventualität nicht kommen werde , nachgegeben . Es ist denn
auch in der That dieselbe nicht eingetreten , die bewilligte Änderung
des Vertrags Entwurfs mithin ohne Anwendnng geblieben . Eine
an die Konzession geknüpfte , durch ein Schreiben des Groscherzogs
an den König eingeleitetc nochmalige Wiederholung des Versuchs,
Preußen zu bewegen , die Verpflichtung zu übernehmen , den Bau
der Eisenbahn innerhalb einer irgendwelchen bestimmten Frist ans
zuführen , hatte jedoch abermals keinen Erfolg.

Die letzten Verhandlungen wurden von Eutin ans , wohin ich
zum Vorträge beim Grojcherzvg berufen war , geführt . Aach ihrer
Becndignng eilte ich von dort mit einer Höchstvollzogcnen Vollmacht
zur Unterzeichnung des Vertrages nach Berlin.

Nun ivard auch die schon länger hin und her geschobene
Frage , wer für Preußen mckerschreiben solle , dahin entschieden , daß
der Regicrungsrat Gaebler die Vollmacht des Königs dazu erhielt.
Ob diesem dabei etwas hinsichtlich der Ausschließung des Direktors
Kerst , welche diesen tief kränkte und erbitterte , zur Last fällt , oder
ob es , wie er versicherte , schon deshalb wirklich unmöglich war , die
Erstreckung der Königlichen Vollmacht mit auf den Letzteren zu
bewirken , weil der Direktor Kerst weder eine aktive Dienstleistung
noch einen amtlichen Eharaktcr in Preußen besaß , weiß ich nicht.
Für die Annahme der letzten Alternative spricht indes die Thatsache,
daß der Regierungsrat Gaebler , der es als Sache des Ehrgeizes,
des Ruhms und der Ehre anfgcfaßt hatte , mit der Abschließung
des Vertrages betraut zu werden , seines verhältnismäßig niedrigen
Ranges wegen von Anfang an zweifelhaft war , ob es seiner des-
falsigen äußersten Bemühungen gelingen werde , die Königliche Voll
macht dazu zu erhalten , und bis zum letzten Augenblick sehr besorgte,
sie schließlich doch noch zu gunste » des Minister -Präsidenten zu
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verlieren , der anfänglich den Vertrag selbst unterschreiben wollte

und nur durch desfalsige Bemühungen Gaeblers von dieser Absicht

später wieder abgebracht war . Oldenburgischerseits lies; sich dabei

nichts machen ; man bedauerte die Zurücksetzung des Direktors Kerst,

dem jedenfalls nicht abzusprechen war , die ganze Sache zuerst an

geregt lind dann eifrig mit befördert zu haben , mußte es aber nach

Lage aller Verhältnisse für durchaus geboten erachten , sich jeder

Einmischung in diese innere preußische Angelegenheit zu enthalten,

und sich darauf zu beschränken , alles Mögliche zu thun , ihm seine

Ausschließung von der Vollmacht weniger fühlbar werden zu lassen,
und die diesseitige Anerkennung seines Verdienstes um die Sache zu

bethätigeu.

Der Regierungsrath Gaebler und ich revidirten nun ge¬
meinschaftlich die Redaktion des Vertrages ; die dabei beschlossenen
kleinen Emcndationen der Wortfassung wurden von beiden Re¬
gierungen genehmigt , und sodann vollzogen wir am 20 . Juli 1853
die Unterschrift . Der Regierungsrat Gaebler legte die Feder mit
den Worten aus der Hand : „Dies ist der glücklichste Tag meines
Lebens !" und versicherte , jetzt selbst darüber erstaunt zu sein, wie
es ihm in seiner untergeordneten Dienststellung möglich geworden,
diese nach seiner Überzeugung für ganz Deutschland heilsam wichtige
Sache , welche noch die späte Nachwelt segnen werde , für Preußen
einzuleiten und zu Stande zu bringen . Auch ich war voll Freude
über das Gelingen des schwierigen Werks . Die Ratifikations -Ur¬
kunden wurden vom Könige am 18 ., vom Großherzoge am 19.
August vollzogen , und darauf am 27 . August in Berlin von dein
Regierungsrat Gaebler und mir gegeneinander ausgewechsclt . Man
kam überein , alles vorläufig noch geheim zu halten , weil es fort
während notwendig schien, zunächst das wirkliche Jnslebentreten der
neuen Zolleinignng des Steuervereins mit dem Zollverein abzu¬
warten , und erst am 1. Januar 185>4 die Schranken zwischen beide»
thatsüchlich fallen sollten.

Während der Verhandlung des Kriegshafen -Vertrages war

die Verwickelung der Gräflich Bentinck 'schen Erbfolge -Angelegenheit
dergestalt gewachsen , daß eine noch weitere Fortsetzung der des

falschen Streitigkeiten ein endloses Ehaos von Jnkonvenienzen und
4*
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Pcrwirungen der eriislesteii Art in Aufsicht stellte . Das tlcähere
darüber gehört nicht hierher . Für die Geschichte des Kriegshafen
Vertrages genügt die Bemerkung , das; die Großherzoglichc Re
gierung vom Königlich Preußischen nnd Kaiserlich Russischen Hofe
dringend anfgefordert ivar , mit aller Kraft auf einen Vergleich
zwischen den streitenden Parteien hinzuwirken , um den Folgen vor
znbengen , welche weitere Beschlüsse der Bnndesversammlung not
wendig machen mühten , »nd um den langjährige » Gräflich Bentinck
sehen Streitigkeiten eine den Grnndsätze » des Rechts nnd dem
wahren Interesse aller Hcthciligten entsprechende Beendigung zu
verschaffen , nnd das; mit Rücksicht hierauf , bei Gelegenheit der Aus
Wechselung der Ratifikationen des Kriegshafen Vertrages olde»
bnrgischerseits in Berlin ein Plan zur Erledigung jenes Wirrwarrs
unabsehbarer Weiterungen im Wege der Güte angeregt ward , welcher
preußischerseits Anklang fand , Der Regierungsrat Gaebler nnd ich
bearbeiteten darauf gemeinschaftlich einen denselben weiter ausführenden
Vergleichsvorschlag , nnd beide Regierungen verständigten sich sodann im
September 1853 dahin , das; Oldenburg mit diesem VergleichSvorschlage
als einem von der Groscherzoglichen Regierung ausgehenden hervor
treten , Preußen denselben auf alle Weise nachdrücklichst unterstützen
solle und wolle.

Gleichzeitig hiermit ward in Berlin die Erwerbung des
Privateigentums der durch den Vertrag von Oldenburg hoheitlich
an Preußen abzutreteuden Ländereien durch Ankäufe unter der Hand
ins Auge gefaßt . Eine von ; Regierungsrat Gaebler zur dcsfalsigen
Beratung gewünschte Konferenz mit den ; Minister Freiherrn v. Berg
und mir fand an ; 26 . Oktober , um alles Aufsehen zu vermeiden,
in Deutz an ; Rhein statt.

Bei Gelegenheit dieser Zusammenkunft bemerkte der Regierungs¬
rat Gaebler : da es für das Gelingen der Bemühungen Preußens,
Oldenburg die Herrschaft Kniphansen zu verschaffen , sowohl in Be¬
ziehung auf die streitenden Gräflich Bentinck 'schen Parteien als auch
aus eine zu hoffende österreichische Unterstützung deS Vergleichs-
Versuchs wichtig sei, Preußen dabei als unbeteiligten Vermittler
dastehen zu lassen , die Verhandlungen in der Gräflich Bentinck 'schen
Angelegenheit aber zur Zeit der Vorlage des Kricgshafen -Vertrages
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NN die beiderseitigen Landesvertrctungen voraussichtlich noch nicht
zum Schlüsse gediehen sein würden , so scheine es geraten , ans
dieser Vorlage alles anszuschließen , was auf einen Zusammenhang
der (Gräflich Bentinck 'schen Sache mit der Kricgshafen -Angelegenhcit
Hinweise, und werde es sich demnach empfehlen , den Landesvcr
tretnngen neben dem Hanptvertrage , statt des Separat Vertrages
und der Zusatz Artikel , eine Bestimmung vorzulegen , welche die von
Preußen nach Maßgabe des Separat -Vertrages zu leistende Ent
schädigung in einer dem berechneten und von Oldenburg dafür an
die Gräflich Bentinck 'sche Familie mutmaßlich zu bezahlenden Kauf
werte der Herrschaft Kniphauscn entsprechenden runden Geldsumme
bestimmen . Die Großherzogliche Regierung fand ersteres richtig
und ging auf den Gedanken ein . Derselbe ward demnach von Re-
gicrnngsrat Gaeblcr »nd mir zunächst brieflich abgeklärt , und dann
in Berlin , wohin ich mich zn dem Endzwecke begab , in mündlicher
Diskussion weiter erörtert . Die weitläufige Verhandlung führte
am 1. Dezember 1853 zu einer nachträglichen Bestimmung zum
Vertrage , welche die von Preußen zu leistende Entschädigung auf
500 000 festsetztc, nebst einer geheimen Erklärung , die für den
lnicht eingetretenen ) Fall des Mißlingens des beabsichtigten Ver¬
gleichs zur Erledigung des Gräflich Bentinck 'schen Erbsolgestreits,
der Großherzoglichen Regierung vorbehselt , die Annahme der
500 000 ablehnen und auf die Bestimmungen des Scparat-
Vertrages zurückgehen zu können , insofern nicht Preußen ans andere
Weise die Abtretung Kniphausens an Oldenburg auf Preußens
Kosten bewirke . Beide Stipulationen wurden am 5. Dezember 1853
vom Könige und am 6 . vom Großherzoge ratifiziert.

Die beabsichtigte Verdeckung des Zusammenhanges der Gräflich
Bentinck 'schen Erbfolge - Angelegenheit mit dem Kriegshafen - Ver¬
trage gelang vollkommen ; niemand hatte beim Fortgange der Ver¬
handlungen über ersterc eine Ahnung davon . Auch in der Kriegshafen-
Sache erwies sich das Geheimnis als gut bewahrt . Einige in Berlin
vorgekommenc kleine Unvorsichtigkeiten veranlaßten zwar Gerüchte,
die in der Hauptsache der Wahrheit nahe kamen , dieselben beschränkten
sich jedoch auf unbestimmte Vermutungen , denen ein sicherer Boden
fehlte . Es blieb die Besorgnis , daß es der hannoverschen Re-
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gierung annoch glücken möchte, sich vor dem Eintritt der Zoll-
cinigung positiv Nachricht über die Existenz nnd den Inhalt des
Kriegs Hafen-Vertrages zn verschaffen, und sie entweder daraus oder
aus dem gerüchtsweisc Pernommenen noch im letzten Augenblick
Schwierigkeiten gegen die Zolleinignng erheben werde, allein diese
Befürchtung bestätigte sich nicht, die Zolleinigung trat ohne weiteren
Zwischenfall am 1. Januar 1854 ins Leben, und damit war der
Augenblick gekommen, wo der Schleier vom Kriegshafen-Vcrtrage
fallen konnte. Am 7. Januar 1854 setzte das Großherzogliche
Staatsministerium die hannoversche Regierung sowie die Senate
der Städte Bremen und Hamburg offiziell und den am Großherzog
liehen Hofe akkreditierten russischen Gesandten Geheimen Rat von
Struve konsidentiell davon in Kenntnis, daß nach einem mit
Preußen abgeschlossenen Staatsvertrage Oldenburg an Preußen das
zu einem Kriegshafen an der Jade erforderliche Areal abtrete, und
am 9. Januar legten die vldenburgische und die preußische Re¬
gierung gleichzeitig den Kriegshafen-Vertrag nebst der nachträglichen
Bestimmung den beiden Landesvertretungcn zur Genehmigung vor.
Nach diesen Eröffnungen ward die Sache nun sofort allgemein
bekannt.

Im preußischen Ministerium nahm man die Nachricht vom
abgeschlossenen Vertrage mit einem Schrei der Überraschung und
Entrüstung aus. Der jeder deutschnatioualen Richtung abgeneigte
Teil der Minister machte seinem Ärger in lebhaften Vorwürfen an
den Minister-Präsidenten über die Art und Weise Luft, wie er die
Angelegenheit vor dem Ministerium geheimhaltend betrieben; dem
Kriegsminister von Bonin war jede weitere Entwickelung der Marine
zuwider, weil er eine Schmälerung des Etats der Landarmee
davon besorgte; der Handelsminister von der Heydt nahm es sehr
übel, daß im Vertrage ohne sein Vorwissen und Gutheißen eine
Eisenbahn-Anlage in Aussicht gestellt war ; der Finanzminister von
Bodelschwingh verabscheute den Kriegshafen an der Jade als eine
Quelle nach seiner Auffassung unnützer und verkehrter neuer Aus¬
gaben, und ging in seinem Perdrusse soweit, dem Könige in aller
Form seine Entlassung anzubieten, da er, wie er sagte, befürchten
müsse, das Vertrauen Seiner Majestät gänzlich verloren zu haben,
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lvenii ein so tief III die Finanzen eingreifender Pertrag ohne sein
Zuthnn abgeschlossen werden könne , während der Handelsminister
seine Genugthuung in dem Entschlüsse fand , die im Verträge zu-
gcsagte Eisenbahn dennoch nicht zu bauen . Auch der Regierungsral
Gaebler lvard mit Verdrießlichkeiten , Ehikancn und Feindschaft
von Männern überhäuft , welche Empfindlichkeit , Neid , Eifersucht und
undeutsche Gesinnung ihm gegenüber stellte . Wahrlich , schrieb er
mir , mau könnte mutlos werden , wenn einen nicht das Gefühl
trüge , etwas Großes durchsetzen geholfen zu haben.

Es ergab sich indes bald , daß man in Berlin außerhalb
des Ministeriums allgemein mit dem Pertrage sehr zufrieden war,
und ihn als für beide kontrahierende Staaten äußerst vorteilhaft
betrachtete . Auch die Urteile der dortigen ausländischen Diplomaten
über die ganze Sache stellten sich durchgehends günstig . Sie sahen
einen großen Erfolg Preußens darin und glaubten zugleich , daß
Oldenburg klug und richtig gehandelt habe , sich die im Pertragc
liegenden Porteile zu sichern . Dies alles erhielt durch die Auf¬
nahme , welche der Vertrag in den Kammern fand , auf glänzende
Weise seine Bestätigung . Tie Einbringung desselben in der zweiten
Kammer ward mit einem Bravo ! empfangen , und die Führer der
Opposition erklärten dem Minister -Präsidenten , sie müßten , obwohl
sie sonst immer gegen ihn stimmten , doch in diesem Falle ihn unter¬
stützen .' So ward denn der Vertrag in beiden Kammern vom Aus¬
schüsse empfohlen , und darauf in der zweiten Kammer ohne irgend¬
welche Diskussion mit allen gegen drei Stimmen , in der ersten
Kammer einstimmig , mit einem Hoch ans den Minister -Präsidenten
angenommen . Bei alle dem bleibt es gewiß genug , daß die ganze
Sache ohne Geheimhaltung der Verhandlung an der bezeichnete»
Parteiung , Eifersucht und Schwäche in den höheren Regionen
Berlins auch dann gescheitert sein würde , wenn nicht der Parti-
knlarismus Hannovers solchenfalls ihr Zerschellen als unfehlbare
Folge eines unzeitigen Verlautens noch sicherer in Aussicht ge¬
stellt Hütte.

In Hannover war man nämlich höchst unwillig über den
Vertrag . Vor allen der König selbst, der in den Stipulationen
desselben eine vldenburgische Unterstützung preußischer Eroberungs
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gelüste, der Absicht Hannover mit einem Gürtel von Festungen
zu umstellen, und der Anbahnung einer Mediatisierung Hannovers
wie Oldenburgs erblickte. Er erklärte sich insbesondere durch die
Heimlichkeit verletzt, womit die Verhandlung betrieben worden, meinte
den Vertrag als der Bundesverfassung zuwidcrlausend anfechten zu
können, und entsandte sogleich einen Adjutanten mit lebhaften Vor¬
stellungen und Remonstrationen an den Großhcrzog nach Oldenburg,
um die Sache noch rückgängig zu machen. Der Groszherzog wahrte
aber seine Selbständigkeit, zeigte die Verhältnisse in ihrem wahren
Lichte, wies auf den dem Vertrage zugrunde liegenden deutsch
nationalen Standpunkt hin, und lehnte die Zumutung eines über¬
dies nnthnnlichen Rücktritts vorn Vertrage entschieden ab. Auf die
Mahnung des Königs, sich nicht unter die prcuszischen Kanonen zu
begeben, ward erwidert: man meine, die Festung Minden liege näher
bei Hannover als Heppens bei Oldenburg. Da nun auch Österreich
die hannoverscherseits gchoffteUnterstützung zum Einschreiten gegen den¬
selben versagte, so gewann die ruhigere Auffassung des hannoverschen
Staatsministeriums, welches in dem Vertrage kein großes Unglück
für Hannover sah, Raum für die Anerkennung, daß die Sache als
trüt uooompli hinzunehmen sei, und nichts dawider geschehen könne.
Man beschränkte sich nun darauf, die Vergleichsverhandlungcn über
die angebliche Lehnsqualität des Butjadiugerlandes aufzurufen, und
verband damit zweifelsohne sofort den Entschluß, die Ausführung
der im Vertrage gedachten Eisenbahn mittelst Verweigerung ihres
Durchlasses durchs hannoversche Gebiet möglichst erschweren zu
wollen.

Auch der russische Hof äußerte sich anfänglich etlvas empfindlich
über die ohne Borwissen desselben vorgeuommene Vertrags-Ver¬
handlung. Nachdem jedoch das oldenburgische Staatsministerium
die erwartete offizielle Eröffnung an das St . Petersburger Kabinett
gerichtet und zugleich der Großherzog den Kaiser unmittelbar von
den Umstünden in Kenntnis gesetzt hatte, welche eine frühere als
die geschehene Mitteilung nicht gestatteten, gab man in St . Peters¬
burg jede Einwendung gegen den Vertrag ans. Der Hamburger
Senat erwiderte die ihm gemachte Anzeige mit einer trockenen
Danksagung, der bremer Senat fügte seiner Antwort einige warme
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Worte über die sich an den Vertrag knüpfenden Erwartungen , Hoff
nungcn und Wünsche hinzu.

In Oldenburg , wo weder Leidenschaften noch politische Eifer
sucht den Eindruck trübten , welchen die durch den Vertrag eröffnete
Aussicht auf einige Emaneipation von dem bei mehreren (Belegen
Hecken mit geringer Rücksicht geltend gemachten Übergewichte
Hannovers , sowie auf sehr große materielle Vorteile verschiedener
Art zu machen nicht verfehlen konnte , war derselbe sofort ganz
allgemein mit lebhafter Freude begrüßt worden . Ter Landtag
bestätigte ihn auf empfehlenden Bericht des Ausschusses ohne Tis
kussion einstimmig , und ehrte mich bei dem Festmahl , zu welchem
die Mehrzahl seiner Mitglieder sich nach dem Schlüsse der Diät
vereinten , wie mir nach Berlin , wohin ich wieder dienstlich hatte
verreisen müssen , gemeldet ward , durch Reservierung eines mit
einem Herzen und Kranze geschmückten Tischplatzes und ein donnern
des Hoch.

Die Publikation des Vertrags nebst der nachträglichen Be¬
stimmung erfolgte dann durch das Gesetzblatt in Oldenburg am
15 . Februar , in Berlin am 23 . Februar 185ck. Unmittelbar vorher
hatte das preußische Staatsministerinm die Regierungen sämtlicher
Zollvcreinsstaaten von dem Abschluß desselben in Kenntnis gesetzt.

Ter König von Preußen ernannte den Regicrungsrat Gacblcr
und den Direktor Kerst zu Geheimen Regierungsrüten , und betraute
den ersteren mit der Verwaltung der Stelle als Direktor der Ab¬
teilung für allgemeine und Verwaltungs -Angelegenheiten in der als
Zentralbehörde errichteten Admiralität , den letzteren mit der Ver¬
waltung des für die Angelegenheiten des Kriegshafcns eingesetzten
Adiniralitäts -Koinmissariats ; dem vldenbnrgischen Minister von Berg
ward der preußische rote Adlerorden erster Klasse , mir derselbe
Orden zweiter Klasse verliehen . Der Großherzog ernannte mich,
um mir — wie es im Diplom heißt — einen Beweis seiner An
erkennung der Verdienste zu geben , welche ich bei Abschluß des
Vertrages mit der Königlich preußischen Regierung wegen Anlegung
eines Kriegshafens an der Jade mir erworben , zum Kapitular des
Haus - und Verdienstordens , bestimmte mich znm Kommissarins für
die weiteren Verhandlungen zur Ausführung des Vertrages , und
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beauftragte dabei das Staatsministcrium , mir „ für die bei den

Verhandlungen über jene » Vertrag bewiesene ausgezeichnete Thätig

keit und Umsicht Höchst -Jhre besondere Anerkennung nochmals aus-

znsprechen , da es wesentlich nur meinen Bemühungen zugcschrieben

werden könne , das ; die großen Schwierigkeiten beseitigt worden

seien , welche so oft dem Abschlüsse deS für das engere und größere

Vaterland so wichtigen Vertrages entgegengetreten wären, " Der

prenßische Minister -Präsident Freiherr von Manteufsel erhielt die
goldene Krone zum Großkreuz , der Geheime NegierungSrat Gaebler

das Groß -Komthurkrenz und der Geheime Regicrungsrat Kerst das

Komthurkreuz des oldenbrirgischen Haus - und Verdienstordens,

Anlage.

Ans eilt Glückwunschschreiben , das Geh . Rat Erdmann am

28 . Oktober 1871 an den Prinzen Adalbert von Preußen zu dessen

fünfzigjährigem Dienst ; ubilüum richtete , antwortete dieser ihm in

dem folgenden Schreiben:

Berlin , den 6 . November 1871,

EuerHochwohlgeboren!

haben die große Güte gehabt , in so freundlicher Weise meines

50jührigen TienstjubilüumS zu gedenken und mir einen so wohl¬

gemeinten Glückwunsch auszusprechen , daß ich Ihnen nur meinen

herzlichsten und verbindlichsten Dank dafür sagen kann . Sie haben

mich dadurch wirklich sehr erfreut ! Sie erwähnen in Ihrem gütigen

Schreiben meiner geringen Mitwirkung an dem Bau der deutschen

Flotte , der jetzt anfüngt sich allmählich immer sichtbarer auS seinen

Fundamenten zu erheben . Da mochte ich die Frage an Sie richten:

was wäre wohl aus dem Bau bis heute geworden , wenn das
Hauptfundament — der Nordscchafen — der Flotte gefehlt Hütte 5

Wie iveit würde sie da noch in ihrer Entwickelung zurück sein?

Und mithin welches hohe Verdienst um die Kaiserliche Marine

haben sich alle die erworben , die den Abschluß des Jadehafen-

Vertrages haben herbeiführen helfen , eines Vertrages , durch den

eine Hafen -Anlage an der Nordsee überhaupt erst möglich wurde.
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Und zu diesem Abschluß , mein verehrter Herr Geheimer Rat , Hube»

Sie hauptsächlich mit bcigetragcn , ja Sie selbst haben ihn vollzogen.

Das wird das deutsche Vaterland auch nicht vergessen ! so wenig
als die Flotte.

Mit ausgezeichneter Hochachtung

Elier Hochwohlgcbvren

ergebener Freund

Adalbert , Prinz von Preußen.



III.
Fürstliche Leisen im Oldenburger Land

pi alter Zeit.

^Hus einem vonP. Hvbbing mitgcteiiten Ncisetagebuchcdes Herzogs
^ Friedrich von Württemberg im Jahre 1502(Emder Jahrbuch 4,2

S . 108—118) ivird folgender Abschnitt(S . 111) die oldenburgischen
^eser interessieren:

.sind also Morgens den 4. Angusti, im Namen
Gottes, mit den drehen Gutschen nach Embden verrückt, nndcrwegens
anff der linken handt, das starcke Schlosz Delmenhorst, eines der
Graven von Oldenburg oder Aldenburg Stamheuser, ligen lassen.

Ausf das Mittag essen gehn Dinnstet: ein einige Herberg.
Aufs die Nacht gehn Oldenburg, ein Statt und zimliche

Nestnng, gedachten Graven gehörig, 5 großer Niehl.
Alda in zwoen nnderschidlichcnHerbergen, als zur Jronen

unnd zum Güldin Helm über nacht gelegen, weil es dann der Würth
anzeigen nach, zwischen Oldenburg und Embden, der Frehbeuter
und Straszenrüubcr halben sehr unsicher, hat Willermin so vil mit
dem Würth zum Güldin Helm (als den die Wege und gelegenheit
dcsz Landts wol bekant) gehandlet, dasz er bewilliget, bisz gen Einden
mit zureiten, wie er dann auch gethan.

Darnmb wir Ncvrgens früe anfsbrochen, anff den Ncittag gen
Stickhausen, dem Graven in Ostfrieszlandt zugehörig, ist5 Mehl von
Oldenburg, ein zimliche wehrlichc Vestnng und Torfs; daselbsten
höret des Graven von OldenburgLandt anff und nimpt Ostfriesz¬
landt seinen anfang, darnmb auch die Unsicherheit desto größer, weil
inan nicht so streng, wie ihn der Graffschaft Aldenburg uff die
Straßenräuberund Frehbeuter streifst, sonder ihnen noch dazu
underschleifgibt.
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